
TAG
Nr. 18 / 10. Jahrgang 1. M a i  19 5 7 P re is 20 P fenn ig

Die FDJ legt ihre Maske ab
„Sozialistische Siaatsjugend" und Kaderreserve der SED

D ie sowjetzonale F D J  hat in der vergangenen W oche eine 
fü r ihre künftige Entw icklung folgenschwere Entscheidung 

tro ffen : Unter bewußtem Verzicht auf jede „Überparteilick- 
.eit“  ließ sie sich zur einzigen „sozialistischen Jugendorgani­

sation der D D R “  erklären. Nichtkommunisten dürfen dieser 
Organisation nur noch angehören, wenn sie die ideologischen 
Ziele der F D J  bejahen und unterstützen. Diese aber wurden 
als m it denen der SED identisch bezeichnet. D ie F D J  nomi­
niert sich nunmehr selbst als „Kaderreserve der SED“ , ihre 
M itg lieder sind verpflichtet, in den Reihen der „Nationalen 
Volksarmee“  oder „anderer bewaffneter K rä fte “  D ienst zu 
leisten sowie jede geforderte A rb e it beim  „Aufbau des 
Sozialismus“  anzunehmen.
A u f den ersten Blick mögen 

dies keine sensationellen N eu ig­
keiten sein. Berücksichtigt man 
jedoch, daß die F D J  bis zu 
dieser 16. Zentralratstagung m it 
allen M itteln  ihren „überpartei­
lichen“  Charakter glaubhaft 
machen w ollte, bekommt jener 
Beschluß ein ganz anderes Ge­
sicht. Aus welchen politischen 
Schichten rekrutiert sich denn 
heute die- FD J?

20 Prozent SED-M itglieder
E tw a die H ä lfte  a ller FD J- 

M itg lieder sind 18 Jahre und 
älter. Von diesen sind nur rund 
20 Prozen t in  der SED. D ie 
restlichen 80 Prozen t hätten 
Jederzeit die Möglichkeit, über- 

reten, auf ihre Anwerbung 
..¿rd sogar große Mühe ve r­
wandt. Trotzdem  lehnen sie das 
SED-Parteibuch ab. M it dem 
Erreichen der A ltersgrenze —  
das sind fü r die FD J 25 Jahre 
—  scheiden sie aus der Organi­
sation aus und verlieren sich 
im  günstigsten Fa lle  im 
Dschungel der übrigen po li­
tischen Massenorganisationen.

Nun sagt die F D J  auf einmal 
ganz offen: W ir  sind eine kom­
munistische Organisation; die 
D irektiven des SED-Zentral- 
komitees werden von uns k r i­
tik los akzeptiert, unsere W e lt­
anschauung ist einzig und allein 
der Marxismus-Leninismus, als 
Kaderreserve der SED sind w ir  
verpflichtet, unsere M itg lieder 
später in die Staatspartei zu

überführen. Darüber hinaus g e ­
stehen w ir  uns das Recht zu, 
den politischen, militärischen 
oder Arbeitseinsatz eines jeden 
FD J-M itg liedes nach unserem 
Ermessen zu verfügen.

So etwas m ag angehen, wenn 
es die SED ihren durch ein 
ganz anderes Parteistatut ge­
bundenen M itgliedern  erklärt. 
W er sich in die SED begibt, 
ist dieser m it Haut und Haaren 
verpfändet. Von der M itg lied ­
schaft be fre it ihn nur der P a r­
teiausschluß, die Flucht aus 
dem östlichen Machtbereich 
oder der Tod. In  der F D J  da­
gegen haben w ir  es m it Ju­
gendlichen zu tun, die zum 
T e il ganz anderen Parteien  so­
w ie  den verschiedenartigsten 
Bevölkerungsschichten angehö­
ren. V ie le  von ihnen sind rela­
tiv  unabhängig und keinesfalls 
auf eine Förderung durch poli­
tische Organisationen ange­
wiesen.

Das Beispiel Leuna
Die FDJ-Führung bekam dies 

erst im  vergangenen H erbst zu 
spüren, als sie die FD J-O rga- 
nisation der Leuna - W erke 
„reorganisieren“ w ollte. U r­
plötzlich g ing dort die M it­
gliedszahl bis auf 60 Prozent 
zurück. D ie Jugendlichen, die 
als hochbezahlte Facharbeiter 
nur zu gut wußten, daß das 
System auf sie angewiesen w ar 
und nicht umgekehrt, reagierten 
m it der einfachsten Form  des

Protestes. Ähnlich sieht es 
unter den kommunistischen 
Jugendfunktionären aus. Viele, 
die vor Jahren ihren' m äßig be­
zahlten Arbeitsp latz aufgaben, 
um den Büroschemel des Fuflk- 
tionärs dafür einzutaüschen, 
blicken heute neiderfü llt auf 
die „K o llegen  in der Produk­
tion “ . D ie Zeiten sind vorbei, 
w o der Funktionär mehr galt 
als der Maschinenschlosser aus 
dem nächsten VEB.

N ich t anders verhält es sich 
m it der Ideologie. D ie T a t­
sache, daß einstmals die FD J- 
M itgliedschaft Vorbedingung 
beispielsweise fü r den Ober­
schulbesuch war, hat vie le 
Fünfzehnjährige in den kom­
munistischen® Jugendverband 
gebracht, die es heute —  als 
Achtzehnjährige —  entrüstet 
zurückweisen würden, etwa in 
die SED einzutreten. D ie 
schweren Auseinandersetzungen 
um F ragen  des Atheismus und 
der stalinistischen Grunderzie­
hung gerade in der F D J  haben 
auch den Zw eiflern  gezeigt, 
daß die Zugehörigkeit zu dieser 
Organisation keinesfalls immer 
m it einer kommunistischen Gei­
steshaltung verbunden war.

Nun w ill man, um lang­
w ier ig e  Auseinandersetzungen 
über ideologische und diszip li­
näre F ragen  abzuschneiden, die 
k lare und eindeutige Gleich­
stellung m it dem sowjetischen 
Komsomol. Um  den inneren 
W iderstand m it Gewalt brechen 
zu können, verzichtet man auf 
äußere Tarnung. Niem and weiß, 
selbst in der Führungsspitze 
der SED, ob dieser Beschluß 
glücklich war. E r  w ird  zw eife l­
los gew isse W iderstände bre­
chen oder ihre Bekämpfung fü r 
die Kommunisten vereinfachen. 
Aber er ist auch das beste 
M ittel, um die F D J  zahlen­
m äßig innerhalb kurzer Zeit zu

dezimieren.



stündige Gespräch n u r  der 
K lä ru n g  eines allerdings au f­
fä lligen  Widerspruchs galt, der 
zwischen dem Rapallo-Artikel 
jener Zeitschrift und den Aus­
führungen Bulganins in  seinem 
B r ie f an Macmillan bestand. D er 
Bundeskanzler w ird  dem B ot­
schafter sicher w iederum  erk lärt 
haben, w ie  sehr ein w i e d e r -  
v e r e i n t e s  Deutschland auf 
gute Beziehungen zur Sow jet­
union W ert legen w ird . E r  
w ird  dabei nicht den H inw eis 
unterlassen haben, daß es nicht 
einer Beschwörung des soge­
nannten „Geistes von Rapallo“ 
und anderer Geister einer toten 
Vergangenheit, sondern ganz 
anderer Haltungen bedarf, um 
in  der lebendigen Gegenwart 
ein normales und sogar freund­
schaftliches Verhältnis zwischen 
Deutschland und der Sow jet­
union zu schaffen.

Ganz also wollen w ir  dem 
politischen Früh ling M ikojans 
nicht vertrauen. Es ist ein 
Früh ling m it östlichen Nacht­
frösten, w ie  w ir  ihn soeben 
auch in der Natur selbst erlebt 
haben. W ir  möchten von ihm 
andere Blüten sehen, als etwa 
nur den sowjetischen Staats­
zirkus, der vorläu fig aus ve r­
ständlichen Gründen in Deutsch­
land noch unerwünscht ist. W ir  
möchten nämlich —  um nur 
dies zu nennen — , daß an 
seinen Vorführungen in der 
Bundesrepublik auch jene Deut­
schen teilnehmen können, die 
Moskau noch festhält, obwohl 
sie nach Deutschland zurück­
kehren möchten . . .

Ein wichtiges Junktim
D ie m it den sowjetischen A k ­

tionen der letzten Wochen auf­
geworfenen Fragen  —  mag es 
sich nun um eine mehr propa­
gandistische „Friedensoffensive“ 
oder um realere Absichten han­
deln — werden auf der Anfang 
M ai beginnenden Bonner N A T O - 
Tagung eine sorg fä ltige P rü ­
fung finden. M it dieser K on ­
ferenz der Außenminister der 
NATO-Staaten ist Bonn für 
ein ige Tage zum Mittelpunkt 
der atlantischen Gemeinschaft 
geworden. Es sind politische 
Fragen, die dort erörtert, ge­
k lärt und in besserer Überein­
stimmung als bisher gem ein­
sam beantwortet werden müs­
sen. über ihre Beratung hinaus 
ist es w ichtig, daß der Bundes­
kanzler die Gelegenheit zu ein­
gehenden Besprechungen m it

dem amerikanischen Außen­
m inister Dulles hat und dann 
auch m it dem britischen M in i­
sterpräsidenten Macmillan, der 
eine W oche später zum Besuch 
in Bonn eintrifft.

Fü r die Bundesrepublik ist es 
bedeutungsvoll, in diesen B e­
sprechungen festzustellen, daß 
die Westmächte in der Durch­
führung einer gemeinsamen 
Po litik , die in  dieser Hinsicht 
keine Abstriche verträgt, un­
beirrbar und m it Vorrang an 
dem Z iele der W iederverein i­
gung Deutschlands festhalten. 
Das ist gerade je tz t notwendig, 
w e il die sowjetische Frühli 
offensive von mancher Sv. 
dahin gedeutet w ird, daß sie 
das Z iel einer Verständigung 
m it den U SA erstrebe, ohne 
auch das deutsche Prob lem  
lösen zu wollen. Der britischen 
P o litik  w ird  gelegentlich sogar 
die Deutung gegeben, als ob 
s ie zu dieser falsch verstan­
denen „Entspannung“ ein iger­
maßen geneigt sein könnte. 
W enn führende Mächte des 
W estens sich tatsächlich m it 
solchen Überlegungen befassen 
sollten, dann wäre das eine 
Po litik  der M üdigkeit, der 
Resignation  und des schwäch­
lichen Verzichtes, die niemals 
zu einer w irklichen Entspan­
nung führen könnte. Sie wäre 
unrealistisch, und w ir  glauben 
deshalb nicht, daß sie in L on ­
don oder gar in W ashington 
ernstlich erwogen werden kann.

E iner der Angelpunkte echter 
Entspannung lieg t in der Be­
reitschaft wenigstens zu den 
ersten praktischen Maßnahmen 
einer kontrollierten Abrüstung. 
W enn hier, w ie selbst 
amerikanische Delegierte S 
sen glaubt, Fortschritte erzi^u 
werden können, dann erreichen 
die Verhandlungen bald den 
Punkt, an dem zwangsläufig 
auch die Deutschlandfrage ge­
stellt w ird . M it der Bundes­
republik müssen dann auch die 
Westmächte an dem verbind­
lichen Junktim festhalten, daß 
— w ie  der Bundeskanzler es 
eben w ieder gefordert hat —  
eine kontrollierte Abrüstung 
ausdrücklich mit der deutschen 
W iederverein igung verbunden 
bleiben muß, deren Voraus­
setzungen vorher zu klären 
sind. Jede andere Entscheidung 
würde nicht nur die von allen 
erstrebte Entspannung zu einer

Früh lin g  
m it Nachtfrösten
W O . Es w ar der E rste  s tell­

vertretende sowjetische M ini­
sterpräsident M ikojan, der im 
Verlaufe seines W iener Staats­
besuches erklärte, daß ein 
neuer „politischer F rüh ling“ 
gekommen sei. W enn hinter 
dieser schönen Verheißung der 
W ille  Moskaus Steht, den m it 
der brutalen N iederw erfung 
Ungarns eingetretenen Rück­
schlag der internationalen P o li­
tik  mit Handlungen guten W il­
lens w ieder zu überwinden, 
dann wollen w ir  das W ort gern 
gelten lassen. W ir  werden je ­
denfalls die w eitere Entw ick­
lung der sowjetischen P o litik  
sachlich m it der Verheißung 
M ikojans vergleichen. Im  übri­
gen glauben auch maßgebliche 
K re ise der westlichen Po litik , 
gew isse Anzeichen dafür ent­
decken zu können, daß die 
Sow jets w ieder stärker den 
W eg  der Verhandlungen suchen. 
Es g ib t diplomatische Beob­
achter, die diese Tendenz nicht 
einfach als eine neue „Friedens­
offensive“ abwerten möchten.

N ich t nur Propaganda ?
In  London zum Beispiel blieb 

der Osterbrief Bulganins an 
Mäcm illan nicht ganz ohne E in­
druck. In  unterrichteten K re i­
sen wurde er nicht ohne w eite­
res als Propaganda abgetan, 
sondern es w urde festgestellt, 
daß er wenigstens teilweise ein 
ernsthaftes Bemühen um eine 
Lösung der W eltproblem e er­
kennen lasse. A u f der gleichen 
L in ie  lieg t eine auch von ameri­
kanischer Seite geteilte positive 
Beurteilung der sowjetischen 
Haltung auf der Londoner A b ­
rüstungskonferenz. Es wäre 
sehr erfreulich, wenn längst 
fä llig e  Zugeständnisse Moskaus 
diese Auffassung bestätigen 
würden. In  Bonn schließlich 
waren es die Rapallo-A rtikel in 
der von der Presseabteilung 
der sowjetischen Botschaft her­
ausgegebenen Z e i t s c h r i f t  „Die 
Sowjetunion heute - die sogar 
den Bundeskanzler aufhorchen 
ließen und ihn zu ehier Rück­
sprache m it Botscil-a^ er Smir- 
now veranlaßten.

Es ist nicht unB§d*n£t anzu­
nehmen, daß diese? zwei-



Bund legt Luftschutzpläne vor
„Menschenrettung wichtiger als Sicherung der Produktion46

W . W . Bonn. —  D ie Bundesregierung- w ill in  der nächsten 
Zeit m it Nachdruck vorbereitende Luftsckutzmaßnahmen vor­
antreiben. Im  Gegensatz zur britischen Regierung hält sie es 
nach w ie vor fü r notwendig und sinnvoll, fü r  den E rnstfall 
Vorkehrungen zum Schutz der Bevölkerung gegen  A ngriffe  aus 
der L u ft  zu treffen. Sie w ird  in dieser Auffassung auch von 
den Professoren unter den 18 Unterzeichnern der „G öttinger 
Erk lärung“  unterstützt, die selbst als M itg lied er der „D eut­
schen Schutzkommission“  an der Vorbereitung des Luftschutzes 
m itgearbeitet haben. D ie drei Professoren H axel, M aier- 
Leibn itz und R iezler erklärten, d ie Pläne der Bundesregierung 
fü r  den Luftschutz seien nach ihren Untersuchungen zweck­
m äßig, und ein w irksam er Schutz der Bevölkerung unbedingt 
notwendig.

Lieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Woehenaus­
gabe in  der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num ­
mer der Ausgabe, auf d ie Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E. ß e g n i  
Berlin-Tempelhof 1 

ifred-v.-Rielithofen-Str. 2, II

Falls Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ih re 
H ilfe .

W . W . Bonn. —  D er Bundes­
rat, der sich als erste parla­
mentarische Körperschaft m it 
den beiden neuen Europaver­
trägen befaßt, w ird  weder 
gegen  die Europäische W ir t ­
schaftsgemeinschaft noch gegen 
die Atomgemeinsehaft „Eur­
atom “ Bedenken erheben. Nach 
den Vorbesprechungen eines 
Sonderausschusses ist aber zu 
erwarten, daß die Länderkam­
mer ein ige Ergänzungen des 

timmungsgesetzes verlangen 
. .rd. In  diesen Ergänzungen 
soll eine M itw irkung der Län­
der bei der Benennung der 
Abgeordneten fü r die parla­
mentarische Versammlung der 
europäischen Gemeinschaften 
gesichert werden. Außerdem 
fordern die Länder eine lau­
fende Unterrichtung über die 
Entw icklung der Europage­
meinschaften, die gleichfalls im 
R-ahmen des Zustimmungsge­
setzes zugesagt werden soll.

Bei ihren beiden Forderungen 
gehen die Länder von dem Ge­
sichtspunkt aus, daß vor allem 
die Europäische W irtschafts­
gemeinschaft einen großen Ein-

Nach Ansicht der Bundes­
regierung soll das Luftschutz­
gesetz, über das seit zwei Jah­
ren im  Bundestag beraten w ird, 
unbedingt noch in diesem Som­
m er verabschiedet werden. V or­
aussichtlich w ird  diese F rage  
auch in  der bevorstehenden 
Atom debatte des Parlaments, 
die je tz t auf den 10. M ai fest­
gesetzt werden soll, zur Sprache 
kommen.

fluß auf die gesamte betroffene 
W irtschaft, das Verkehrswesen 
und andere Gebiete haben w ird . 
Da die Länder fü r d ie W ir t ­
schaftsverwaltung zuständig 
sind, w ollen  sie einen gewissen 
Einfluß behalten. D ieser E in­
fluß soll sowohl über die parla­
mentarische Versammlung als 
auch über den M in isterrat der 
W irtschaftsgemeinschaft ge­
sichert werden.

D ie Bundesregierung soll des­
halb regelm äßig m it den Län ­
dern über die w irtschaftliche 
Verein igung Europas beraten 
und Bedenken und Forderun­
gen der Länder berücksichtigen. 
Außerdem wollen die Länder 
nach M öglichkeit einen T e il der 
Abgeordneten in der parlamen­
tarischen Versammlung benen­
nen, um auch dort fü r eine 
Berücksichtigung der regionalen 
Gesichtspunkte zu sorgen. Die 
Wünsche des Bundesrats müs­
sen von der Bundesregierung 
und vom  Bundestag beraten 
werden. Erst dann kann man 
absehen, ob sie verw irklicht 
werden.

In  einer Pressekonferenz w ur­
den zum erstenmal die Grund­
züge der Regierungspläne be­
kannt. Sie umfassen, fo lgende 
fü n f Pu nk te: 1. Einrichtung
eines schnellen und sicheren 
W arnsystem s; 2. Bau von 
Schutzräumen; 3. Aufstellung 
eines Luftschutzh ilfsdienstes; 
4. Anlegung von A rzneim ittel­
vorräten ; 5. im  Fa lle  der Ge­
fahr gewisse Evakuierungsmaß­
nahmen. D ie  Erklärung der 
drei Professoren, die auf A n ­
regung des Bundesinnenmini­
steriums abgegeben worden ist, 
spricht sich ausdrücklich fü r 
dieses Luftschutzprogramm der 
R eg ierung aus.

Nach dem Luftschutzgesetz 
soll in  größeren Orten in Zu­
kunft kein Neubau mehr ohne 

. Luftschutzraum errichtet w er­
den. Das M inisterium  hat be­
stimmte Typen  von Schutz­
räumen festgelegt, die dabei 
eingehalten werden sollen. 
Solche Schutzräume bieten zwar 
keinen Schutz gegen  einen V o ll­
tre ffer m it einer Atom - oder 
Wasserstoffbombe, aber sie b ie­
ten Schutz, wenn die Bombe 
nicht in unm ittelbarer Nähe 
niedergeht.

Neben dem Schutzraumbau 
hält das Innenministerium eine 
gewisse Um quartierung der 
Z ivilbevölkerung fü r die w ich­
tigste Maßnahme im  Ernstfall. 
Nach den vorläufigen Plänen 
ist vorgesehen, aus den am 
meisten bedrohten Zielen im 
Ernstfall alle Personen zu ent­
fernen, die dort nicht unbe­
dingt benötigt werden, also 
Frauen, K inder, Kranke und 
alte Leute. Sie sollen möglichst 
in eine Entfernung von nur 50 
bis 60 K ilom etern von ihren 
Heim atorten gebracht werden.

Bundesrat für Europa-Gesetze
Keine Schwierigkeiten erwartet



Haltung zu Moskau unverändert
Echte Zugeständnisse wichtiger als Besuche

W . W . Bonn. —  Trotz  der vie lfä ltigen  sowjetischen Versuche, 
das Verhältnis zwischen der Bundesrepublik und der Sow jet­
union zu verändern, ist fü r die nächste Zeit nicht m it einer 
W andlung der P o lit ik  der Bundesregierung gegenüber Moskau 
zu rechnen. Maßgebende Kegierungskreise brachten zum Aus­
druck, daß die diplomatische Offensive der Sow jetregierung 
gegenüber der Bundesrepublik ebenso zum  Scheitern veru rte ilt 
sei w ie ähnliche Versuche gegenüber anderen europäischen 
Staaten, Eine w irkliche Verbesserung des deutsch-sowjetischen 
Verhältnisses könnte nur durch ein Entgegenkommen der 
Sow jetregierung in der F rage der liückführung der Deutschen 
aus Rußland und durch eine aufgeschlossenere Haltung gegen ­
über dem Prob lem  der W iederverein igung Deutschlands er­
reicht werden.

reichend durch Berichte ihrer 
Botschaft in Bonn über die 
Stimmung in  der Bundesrepu­
b lik  unterrichten läßt. Sonst 
w äre es nicht möglich, meint 
man, daß beispielsweise m it 
solchem Nachdruck eine W ie ­
derbelebung des „Geistes von 
Rapa llo“  betrieben w ird , der 
im  Bundesgebiet alles andere 
als populär sei.

England verschrottet 
Schlachtschiffe

London (AP/D PA ). M it der 
Vorlage des Haushaltsvoran­
schlags fü r die M arinestreit­
k rä fte hat die britische R eg ie ­
rung Einzelheiten ihrer Um- 
rüstungs- und Sparmaßnahmen 
bekanntgegeben. Im  Gegensatz 
zu den Lu ftstreitkräften , deren 
Ausgabenetat vor allem  wegen 
des neuen Raketenprogramms 
erhöht worden ist, wurden die 
M itte l fü r die M arine wesent­
lich gekürzt. In  der Erläute­
rung zu den geplanten Maß­
nahmen heißt es, die le tz t ' 
v ie r  Schlachtschiffe der Mar 
sollten verschrottet werden. An 
ihre Stelle sollen m odernisierte 
und neuausgerüstete F lugzeu g­
träger treten, die schnell bew eg­
liche Kam pfgeschwader und 
Düsenbomber beherbergen. B e­
sonders der Suez-Feldzug, so 
w ird  betont, habe die Vorzüge 
einer schnell beweglichen T rä ­
gerflo tte gezeigt.

Tollkühne Flucht aus Ungarn
Wachmannschaften überlistet

Bis dahin m ißt man in Bonn 
allen Erklärungen der Sowjets, 
daß der Besuch dieser oder 
jener politischen Persönlichkeit 
der Bundesrepublik in Moskau 
angenehm wäre, w en ig  Bedeu­
tung bei. Im m er w ieder weisen 
maßgebende Regierungskreise 
darauf hin, daß zwischen den 
bfeiden Staaten diplomatische 
Beziehungen bestehen, die an­
dere Kontakte w eitgehend über­
flüssig erscheinen ließen. Auch 
die Abneigung gegen die En t­
sendung einer parlam entari­
schen Delegation nach Moskau 
i§t kaum geringer geworden, 
und es ist bei dem Zeitm angel 
der Bundestagsabgeordneten in_ 
den letzten Monaten vo r der 
W ahl höchst ungewiß, ob das 
je tz ige  Parlam ent die E in­
ladung noch annehmen w ird . 
Dagegen glauben maßgebende 
Regierungskreise in Bonn, daß 
die Sow jetregierung ihre diplo­
matischen. Beziehungen zur 
Bundesrepublik noch w eit bes­
ser ausnutzen könnte als b is­
her. Vor allem  besteht nach 
w ie  vo r der Eindruck, daß die 
Sow jetregierung sich nicht aus-

• Düsseldorf (A P ). D er Deut­
sche Gewerkschaftsbund hat 
je tz t  seine Vorschläge zur W ie ­
derverein igung Deutschlands 
veröffentlicht. Zur staatlichen 
N euordnung  werden in  dem 
Sieben-Punkte-Program m  u. a. 
vorgesch lagen : allgem eine fre ie  
und geheime Wahlen fü r  eine 
Volksvertretung, die das a lle i­
n ige Recht zur Regierungs­
bildung und Gesetzgebung 
haben soll, - eine Garantie für 
Rede-, Versammlungs- und Be-

VTien (D PA ). Eine tollkühne 
Flucht nach Österreich gelang 
zw ei ungarischen U nteroffizie­
ren, die m it Bauarbeiten an 
der Grenze beschäftigt waren. 
A u f ein verabredetes Zeichen 
hin lie f einer der beiden p lötz­
lich in Richtung auf öster­
reichisches Gebiet, während der 
andere ihn zum Schein ver­
fo lgte. Bevor die Wachmann­
schaften das Spiel durchschau­
ten, waren beide F lüchtlinge 
bereits auf österreichischem 
Boden angelangt. Sie stellten 
sich unter den Schutz einer 
Patrou ille  der Gendarmerie.

wegungsfreiheit sowie die E in­
setzung unabhängiger Richter 
und Verwaltungsgerichte zum 
Schutz des Bürgers und seines 
Eigentums. Enteignungen sol­
len  nur durch Gesetz möglich 
sein.

In  zehn Punkten schlägt der 
DGB außerdem vorbereitende 
Maßnahmen allgem einer A rt 
vor, darunter die W iederher­
stellung der Fre izügigke it im  
gesamtdeutschen Bereich, die 
Aufhebung a ller Verkehrs- und

D ie  ungarischen Grenzsiche- 
rungsarbeiten werden voraus­
sichtlich in der nächsten Zeit 
zu einem Protest der öster­
reichischen R egierung führen. 
E ine Grenzkommission hat fest­
gestellt, daß die Ungarn ihre 
Stacheldrahthindernisse te il­
weise auf österreichisches. Ge­
biet vorgeschoben haben.

In  Ungarn sind die Konzen­
trationslager w iedereröffnet 
worden, te ilte die ungarische 
Sozialistenführerin Anna K eth ly  
in  London m it. „D ie Sehre1' 
kensherrschaft ist b lu tiger au 
gebrochen als vo r der R evo­
lution“ , sagte Frau K eth ly. In  
einem der am meisten berüch­
tigten  Konzentrationslager seien 
allein 10 000 Ungarn eingeker­
kert, während die Anführer der 
Revolution im Gefängnis der 
Sicherheitspolizei in  Budapest 
schmachteten.

Postbeschränkungen, eine un­
gehinderte Begegnung der 
Menschen aus Ost und W est, 
eine Verstärkung des Austau­
sches von studentischen, kul­
turellen und sportlichen Grup­
pen sowie von Film en, Rund­
funk- und Fernsehsendungen.

Wiedervereinigungspian des DG B
Allgem eine und gewerkschaftliche Forderungen



So sind sie ivirklichi Aufstieg aus dem Nichts
Noch vor wenigen Jahren w ar 

es eine Selbstverständlichkeit 
fü r jeden kommunistischen 
Funktionär, Stalin ist zu sein. 
Und w er in der Sow jetzone' 
K a rriere  machen w ollte, mußte 
fo lgerich tig  zu den Parte igän ­
gern Ulbrichts gehören. Heute 
hat sich dieses B ild  verschoben. 
Es g ib t eine ganze Reihe pro­
m inenter Sowjetzonen-Kommu- 
nisten, die sich allmählich von 
U lbricht lösen und nicht mehr 
a1’ * dessen K arte  setzen. Um so 
i unlicher erscheint es, wenn 
eiu Funktionär, der erst 1955 in 
die erste Garnitur gekommen 
ist, noch im  Jahre 1957 fest auf 
die Führerro lle U lbrichts baut.

K a r l Namokel, 1. Sekretär des 
Zentralrats der FD J, w ird  erst 
im  kommenden Juni 30 Jahre 
a lt. E r ist Sohn eines Demmi- 
ner W erftarbeiters und späte­
ren  K P D  - Kreistagsabgeordne­
ten, kam als 17jähriger zur 
Wehrmacht und geriet bei den 
Käm pfen um Eberswalde in so­
w jetische Gefangenschaft und 
wurde auf Grund besonderer 
Fürsprache sofort w ieder » fü r  

•» Verwendung in der Antifa- 
A rb e it“ entlassen.

Zwischenfall in Demmin
Namokel, der bis zu seiner 

E inberu fung als Leh rlin g  auf 
eir\er Schiffswerft tä tig  war, 
durfte zusammen m it einem 
alten KJV-Funktionär den »Ju ­
gendausschuß“ Demmin grün­
den. Diese Jugendausschüsse 
waren die politisch noch recht 
beweglichen Vorläu fer der spä- 
t i  Staatsjugend FDJ.

jl ereignete es sich, daß ein 
ehemaliger A rbeitskollege Na- 
mokels aus britischer Gefangen­
schaft entlassen wurde und nun 
im  Jugendausschuß erklärte, 
Nam okel habe einen sogenann­
ten »Frem darbeiter“ bei der 
Gestapo denunziert, w e il dieser 
seine Freund in  „be lästig t“  habe. 
D er Frem darbeiter, ein Fran­
zose, wurde daraufhin abgeholt 
und angeblich später „au f der 
F lucht erschossen“ . Nun fo r ­
derten die M itg lieder eine Un­
tersuchung, die jedoch  auf A n ­
weisung des sowjetischen Stadt­
kommandanten niedergeschla­
gen wurde.

So w ar es ein unglücklicher 
Start, als Nam okel 1946 den

KARL MAMO&EL
Posten des FDJ-Sekretärs der 
K re isle itung Demmin übernahm. 
A ls Nam okel seinen Chef Erich 
Honecker zum erstenmal er­
blickte, hätte er selbst laut ge­
lacht, würde ihm einer gesagt 
haben: „Du bist als dessen
N achfo lger ausersehen I“

Die „V o lksw erft Stralsund“
D ie kommunistische Karriere 

ist an kuriose Zufälle gebunden. 
1949 kam Nam okel endlich auf 
die Landesparteischule Mecklen­
burg und anschließend als FD J- 
Sekretär zur „Volksw erft Stral­
sund“ . M it seinem soeben auf 
der Parteischule erworbenen 
W issen hatte er es nicht schwer, 
innerhalb w eiterer zw ei Jahre 
dort den SED-Sekretär zu ver­
drängen und als 24jähriger eine 
der damals w ichtigsten Pa rte i­
betriebsgruppen zu überneh­
men.

So wurde die „Volksw erft 
Stralsund“  fü r Nam okel zum 
Ausgangspunkt persönlicher E r ­
fo lge . A ls ein-er der Ersten trat 
er fü r eine „Normenerhöhungs- 
Bew egung“ ein, seiner In itia tive  
entsprang eine persönliche E in­
ladung an U lbricht, der dem 
jungen Parteisekretär vor ve r­
sammelter Belegschaft seinen 
B eifa ll bekundete. Nam okel 
brachte dafür einen neuen Zug 
in das starre Kompetenzschema 
der Parte i. E r  erstattete U l­
bricht direkte Erfolgsberichte, 
die in kunstvolle Mappen ge­
bunden an das Zentralkomitee 
übersandt werden mußten. D ie 
Bezirksleitung Rostock bekam 
deshalb im  Sommer 1952 einen 
vertraulichen W ink, den brauch­
baren 'Knaben  als örtlichen Se­
kretär fü r W irtschaftspolitik  
einzusetzen.

Im  Dienst des SSD
Fest steht, daß Nam okel zu­

mindest in den Jahren 1953/54 
fü r den Rostocker SSD gearbei­
tet hat. Während des Juni-Auf­
standes fielen den Rostocker 
Arbeitern ein ige SSD-Leute in 
die Hand, die unter den N a­
men zahlreicher SSD-Agenten 
auch einen K a rl Nam okel auf­
führten. Trotzdem  w äre Nam o­
kel kaum jemals über den Rang 
eines m ittleren Bezirksfunktio-. 
närs hinausgekommen, hätten

sich nicht neue Gesichtspunkte 
ergeben.

‘ A n fang 1955 war es innerhalb 
der FDJ-Führung zu Spannun­
gen gekommen, die einen Rück­
tritt  des dam aligen ' 1. FD J-Se­
kretärs Erich Honecker ratsam 
werden ließen. F ü r  Honecker 
selbst wurde schon ein neuer 
Posten freigem acht: E r  sollte 
der M ilitär-Sekretär des SED- 
Zentralkom itees, werden, . der 
Parteivorgesetzte des neuen 
„Verteid igungsm inisters“ Stoph. 
W er  aber würde die F D J ' an­
führen ? E in Dutzend Zentral- 
rats-Sekretäre reflektierten auf 
diesen Posten, um dessentwil- 
len der Streit ausgebrochen 
war. A lle  waren treue Kommu­
nisten, aber —  auf wen hätte 
sich U lbricht so verlassen kön­
nen w ie  auf Honecker ?

In  dieser ’ Situation startete 
U lbricht einen einzigartigen 
Coup. E r entsann sich des k le i­
nen K a rl • Nam okel . von der 
„Volksw erft Stralsund“ , berie f 
diesen kurzerhand von Rostock 
nach Ostberlin und weihte ihn 
in seine Pläne ein. Kurz nach 
dem 1. Mai 1955 stellte dann U l­
bricht seinen Namokel den ver­
blüfften Zentralrats-Sekretären 
vor. Es gab eine Palastrevolu­
tion, aber dann siegte die 
Furcht vor U lbricht und die 
Parteid iszip lin .

Nam okel weiß, daß er dieses 
Am t nur halten kann, indem er 
sich an Ulbricht bindet und —• 
an den SSD. T ro tz  geringer In ­
telligenz mag ihm der sinkende 
Stern Ulbrichts nicht entgangen 
sein, aber — hat er die M ög­
lichkeit der W ahl? Jeder seiner 
M it-Sekretäre würde ihn lieber 
heute als m orgen von dannen 
jagen. D ie Funktionärsclique 
aus dem Zentralrat U nter den 
L inden  kann es einem Nam okel 
nie verzeihen, daß er sie über­
tölpeln ha lf.’ Und Nam okel? 
Aus dem kleinen bescheidenen 
P rov inzler ist ein allmählich die 
Maßstäbe persönlicher Macht 
verlierender „Chef“ geworden. 
Arrogant und herrisch regiert 
er die FD J, kritik los kommen­
tierte er vergangene Woche U l­
brichts neues FD J-Program m . 
E r  ist der T yp  des stalinisti- 
schen Komsomol-Funktionärs, 
hart, brutal und ohne echten 
G lauben ...



Pankows neue „Manager“
Leuschner und Selbmann revidieren den Plan

D rei Ereign isse bestimmten in  den letzten W ochen die 
sowjetzonale W irtsehaftssituation: 1. D ie B ildung eines „H ir t -  
schaftsrates der D D K “ , 2. die Le ip ziger Kolüe- und Energie- 

-konferenz und 3. der „Volkskam m er-Beschluß über die An- 
nähme eines wesentlich veränderten Volkswirtschaftsplanes fü r 
1937. Nur w en ige E ingeweihte vermochten aus den ver­
w irrenden Zahlen des neuen Plans jene politische Veränderung 
abzulesen, die den ersten SED-Sekretär W alter U lbricht Zug 
um Zug seiner ökonomischen Vonnachtstellung beraubte und 
die Planungsgewalt in die Hände einer Keihe neuer „Manager“  
überleitete.

SSD, herhören!
Der kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht aut die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim Bürgerm eister­
amt oder bei seiner Dienf 
stelle abgeben. übrige^ 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.

An fang A p ril konstituierte 
sich in Ostberlin ein sogenann­
ter „W irtschaftsrat der D D R “. 
Seine fü n f Fachkommissionen 
unterstehen den Ministerrats- 
m itgliedern F red  Oelßner, H ein­
rich Rau, F r itz  Selbmann, Pau l 
Scholz und W il ly  Rum pf. Bruno 
Leuschner, der Vorsitzende der 
„Staatlichen Plankommission“ , 
fungiert als Chef dieses inter­
essanten Gremiums.

Der „W irtschaftsrat“
' B is auf Scholz und Rum pf
sind a lle M itg lieder dieses
„W irtschaftsrats“ erklärte Geg­
ner des Ulbrichtschen Fün f­
jahrsplans. Einen Gegenplan 
aber hat bisher nur Bruno
Leuschner eingebracht. Im  letz­
ten Dezember legte Leuschner 
dem SED-Politbüro einen Zwei­
jahrsplan ‘vor, der die aus den 
Fugen  geratene Zonenwirt­
schaft sanieren sollte. U lbricht 
hat alles unternommen, um 
diesen P lan  zu hintertreiben. 
E r warnte vor dem möglichen 
M ißerfolg, aber seine Miß­
erfo lge schienen überzeugender. 
So vermochte er nur noch die 
B ildung eines kollektiven W ir t ­
schaftsrats durchzusetzen, in 
dem nunmehr sechs „oberste 
Manager“  fü r die Realisierung 
der Leuschnerschen W ir t ­
schaftspolitik verantwortlich 
sind.

Leuschner w ird  von Selb­
mann vo ll und ganz unter­
stützt, Oelßner und Rau aber 
sympathisieren zumindest m it 
seinen Plänen. So kam es zu 
jener Le ip ziger „Energie- und 
Kohle-Konferenz“ , die den 
ersten Söfiritt zur Revision des 
Ulbrichtschen Fünfjahrsplans 
bilden sollte. Der Rahmen die­
ser Konferenz w ar reiner Bluff. 
2Ä)0 Funktionäre, Betriebs­
arbeiter und Angehörige der 
technischen Intelligenz nahmen 
Kenntnis von einem neuen

„Kohleprogram m “ der R eg ie ­
rung, ohne zu dessen Bereiche­
rung beitragen zu können.

Realitäten, keine Utopien!
Leuschner und Selbmann w o l­

len Realitäten, keine U lbricht­
schen Utopien. D rei M illionen 
Tonnen Braunkohle in  g re if­
barer Nähe sind ihnen lieber 
als acht M illionen auf dem 
Papier. Und drei M illionen 
Tonnen soll nun das Schwer­
punktobjekt „Schwarze Pum pe“ 
abwerfen, nachdem man dort 
die P läne erst einmal b is zum 
Jahre 1960 befristete. Kommen 
zu diesen drei M illipnen im 
Jahre 1960 noch w eitere 50 M il­
lionen im Jahre 1962 —  die E r­
schließung von 23 neuen Tage­
bauen soll dies bewerkstelli­
gen — , dann hat die Zonen­
wirtschaft erst einmal soviel 
Kohle, daß sie ihre größten
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Brennstoffsorgen zu den Akten 
legen kann. Einfach aber w ird  
auch dies nicht sein. Vom  W oh ­
nungsbau und anderen P ro jek ­
ten müssen Investitionen ab­
gezogen werden, die Sow jet­
union muß Maschinenausrüstun­
gen liefern  an Stelle ebenso 
dringend benötigter Lebensm it­
tel —  auch ein „W irtschaftsrat“ 
ist keine ökonomische Zauber­
macht . . .

Rationierung bleibt
Im merhin bietet Selbmanns 

Kohleprogram m  im  Rahmen der 
neuen Leuschnerschen W ir t ­
schaftsplanung eine Chance, 
aus dem ärgsten Dilemma her­
auszukommen. Oelßner, der für 
die Versorgung der Bevölke­
rung Verantwortliche, zeigte 
sich nicht w en iger real. E r 
kassierte endgültig das leicht­
fe r tig e  Versprechen Ulbrichts, 
die Rationierung aufzuheben 
und verschob die Diskussion 
darüber bis auf das Jahr 1960. 
Mancher m ag darüber —  und 
nicht zu Unrecht —  enttäuscht 
sein. Aber die Fachleute haben 
dieser geplanten „Aufhebung 
der Rationierung“ nur m it Be­
sorgnis entgegengesehen. Eine 
Versorgungskatastrophe w äre 
die unausbleibliche F o lge  ge­
wesen. Jahre kommunistischer 
M ißwirtschaft haben das V er­
sorgungspotential derart stra­
paziert, daß die kuriosesten

Pannen zu befürchten waren.
ü brig  b leibt der „rev id ierte“ 

Plan. Seine echten Zahlen wären 
mehr als interessant, aber sie 
bekanntzugeben, w agen auch 
die neuen Männer nicht. F  
steht jedoch: Verschied
schwerindustrielle Bauvorhaben 
ruhen bis 1959 bzw. 1960, an­
dere werden in ihren Dimen­
sionen der R ealitä t angepaßt. 
Das „Eisenhüttenkombinat Ost“ 
zum Beispiel erhebt keinen An­
spruch mehr darauf, das „g i­
gantischste Hüttenwerk Euro­
pas“ zu werden. Dafür w ill 
man fle iß ig  fü r den Export pro­
duzieren, um Devisen und da­
m it Lebensm ittel hereinzube­
kommen. E in guter Plan, nur 
— auch er w urzelt noch im  
Alten. Denn solange die Ge­
samtplanung in Moskau erfolgt, 
sind auch den kommunistischen 
„M anagern“ die Hände ge­
bunden.



Frühling mit Nachtfrösten
Fortsetzung von Seite 2

trügerischen Illusion machen, 
sondern auch die W iederver­
ein igung Deutschlands ver- 

mn und erschweren.

Das Gemeinsame betonen!
Im m er w ieder aber müssen 

w ir  uns bewußt werden, daß 
der entscheidende An te il an der 
Lösung dieses nationalen P ro ­
blems uns selbst zuf 1̂11: der 
deutschen P o litik  und D ip lo­
matie, den politischen Parteien, 
der öffentlichen Meinung —  je ­
dem einzelnen von uns. Im  
H inblick auf diese gemeinsame 
Aufgabe ist festzustellen, daß 
es den Deutschen v ie l leichter 
fä llt, sich über Gestalt und 
Charakter des kommenden ge­
samtdeutschen Staates zu eini­
gen, als über die W ege  und 
Methoden, die zu ihm hinführen

sollen. Das eine ist Sache des 
Herzens und der doppelten E r­
fahrung m it dem System tota li­
tärer Diktaturen, das andere, 
der W eg, ist Sache der P o litik  
und also auch Gegenstand des 
Meinungsstreites. Das Manifest 
des DGB als Losung der Ge­
werkschaften zum 1. M ai hat 
diesen Unterschied w ieder ein­
mal deutlich gemacht, w eil es 
sich im  wesentlichen —  von 
ein igen strittigen  F ragen  ab­
gesehen — auf das beschränkt, 
w as w ir  in der Gestaltung des 
gesamtdeutschen Staates g e ­
meinsam erstreben.

In  dieser fordernden Be­
tonung des Gemeinsamen lieg t 
der beste Beitrag, den die 
öffentliche Meinung Deutsch­
lands zur Lösung des Problem s 
leisten kann. H ier  hat auch der

DGB sich m it seiner Botschaft 
ein Verdienst erworben. W enn 
in  dem ursprünglichen Entw urf 
manches enthalten w ar, was 
den A ppell an das Gemeinsame 
hätte beeinträchtigen können, 
so hatten die führenden Persön­
lichkeiten des DGB nach loya ler 
Aussprache m it christlich-demo­
kratischen Persönlichkeiten, zu 
denen auch Bundesminister Ja­
kob K a iser gehörte, die bessere 
Einsicht, den geäußerten Be­
denken bei der inhaltlichen und 
textlichen Form ulierung des 
Manifestes Rechnung zu tragen. 
Das könnte fast ein gutes V or­
b ild  fü r das sein, was auch im  
politischen Meinungsstreit über 
die W ege  und die Methoden der 
W iederverein igung geschehen 
sollte. W ir  wären nämlich stär­
ker und dem Ziele näher, wenn 
auch dort das Gemeinsame 
überw iegen würde.
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